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Position des Städte- und Gemeindebundes NRW zum Schulgesetz
Vortrag anlässlich des Hauptausschusses des Städte- und Gemeindebundes NRW am 28. März 2006 in Ratingen

von Dr. Matthias Menzel

Hauptreferent beim Städte- und Gemeindebund NRW

Sehr geehrter Herr Präsident,

sehr geehrte Damen und Herren,
der Referentenentwurf zur Novellierung des Schulgesetzes (2. Schulrechtsänderungsgesetz) ist in den letzten Wochen intensiv diskutiert worden. 

Im Gegensatz zum geltenden Schulgesetz vom 15.02.2005, bei dem es in erster Linie um eine Rechtsbereinigung ging, enthält die beabsichtigte Novellierung des Schulgesetzes im erheblichen Umfang inhaltliche Änderungen, nicht nur hinsichtlich der sog. inneren Schulangelegenheiten, sondern auch mit Blick auf die kommunalrelevanten äußeren Schulangelegenheiten.
Ziel der Landesregierung ist es, mit der Novellierung des Schulgesetzes bessere Voraussetzungen für soziale Gerechtigkeit im Schulgesetz zu schaffen und den Anschluss an die Spitze der Bildungsnationen zurückzufinden. Dies soll unter anderem durch das Vorziehen des Einschulungsalters, durch die Sicherstellung des lehrplanmäßigen Unterrichtes und durch die vorschulische Sprachförderung erreicht werden. Hierbei handelt es sich um Anliegen, die ungeachtet möglicher Finanzierungsprobleme - auf die ich noch eingehen werde - grundsätzlich zu unterstützen sind.

Zu begrüßen ist auch die beabsichtigte Festlegung in § 78 des Schulgesetzes, wonach die kommunalen Schulträger gemeinsam mit dem Land für eine zukunftsgerichtete Weiterentwicklung der Schulen verantwortlich sind. Der Inhalt dieser Aussage entspricht bereits dem Grundverständnis vieler Schulträger. So ist neben der reinen Sachaufwandsträgerschaft das Bemühen der Schulträger getreten, auf eine zukunftsfähige Schulentwicklung vor Ort hinzuwirken. Zu nennen ist hier vor allem das besondere Engagement der Schulträger im Rahmen des Modellprojektes „Selbstständige Schule“.
Voraussetzung für ein solches Engagement der Schulträger ist allerdings, dass ihnen auch Gestaltungsmöglichkeiten eingeräumt werden. Ohne ein ausreichendes Maß an Gestaltungsspielräumen sind die Schulträger nicht in der Lage, ihr Selbstverständnis von Schulträgerschaft in die Praxis umzusetzen. 
Nach verschiedenen Aussagen der Landesregierung sollen die Gestaltungsspielräume der Kommunen erweitert werden. Hieran wird sich die Landesregierung messen lassen müssen. Deshalb wird bei der jetzt folgenden Darstellung der kommunalrelevanten Änderungen durch die Novellierung des Schulgesetzes ein besonderes Augenmerk darauf gelegt, ob durch die jeweilige beabsichtigte Rechtsänderung der Gestaltungsspielraum der Kommunen eingeschränkt oder erweitert wird. 

1. Vorschulische Sprachförderung

Das Schulgesetz soll dahingehend geändert werden (§ 36 Schulgesetz), dass das Schulamt 2 Jahre vor der Einschulung feststellt, ob die Sprachentwicklung der Kinder alltagsgemäß ist und ob sie die deutsche Sprache hinreichend beherrschen. Wenn dies nicht der Fall ist, soll das Kind in einer Tageseinrichtung für Kinder entsprechend gefördert werden. Ist dies nicht möglich, dann soll das Schulamt das Kind verpflichten, an einem vorschulischen Sprachförderkurs teilzunehmen. 

Bei der beabsichtigten Regelung sind die meisten Fragen unbeantwortet geblieben. So stellt sich die Frage, ob die Schulämter überhaupt in der Lage sind, Sprachfeststellungen in dem vorgesehenen Umfang durchzuführen. Im Jahr 2005 betrug die Zahl der Einschulungen in Nordrhein-Westfalen immerhin 185.000 Schülerinnen und Schüler. 
Der Referentenentwurf lässt zudem offen, mit welchen Mitteln die Sprachförderkurse sowohl in den Kindergärten als auch außerhalb der Kindergärten finanziert werden sollen. Nicht angemessen wäre es, wenn das Land die Sprachförderung auch zukünftig nach den Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen für Angebote zur Sprachförderung im Elementarbereich finanziert. Denn für diese Angebote steht an Landesförderung ein Stundensatz von durchschnittlich 12,78 Euro zur Verfügung. Die Praxis hat gezeigt, dass diese Landesmittel in der Regel nicht auskömmlich sind. Erforderlich ist vielmehr, dass die Landesförderung auf eine völlig neue finanzielle Grundlage gestellt wird. 
Eindeutig geregelt werden müsste zudem, wer für die Durchführung und Organisation der Sprachkurse bzw. der Sprachförderung zuständig ist. Soweit die Kommunen zuständig sein sollen, müsste auf der Grundlage des Konnexitätsprinzips ein vollständiger Kostenausgleich erfolgen. 

Da die Teilnahme an dem Sprachförderkurs Pflicht sein soll, stellt sich zudem die Frage, ob Schülerfahrkosten erstattet werden müssen. Sollte dies der Fall sein, müsste auch hierfür ein Kostenausgleich durch das Land erfolgen.

2. Abschaffung der Schulbezirke

Die aus kommunaler Sicht wohl bekannteste Änderung, die die Landesregierung im Schulgesetz beabsichtigt, ist die Abschaffung der Schulbezirke und der Schuleinzugsbereiche (§§ 39 und 84). Diese sollen ab dem 1.8.2008 entfallen. Schulbezirke bzw. Schuleinzugsbereiche sollen lediglich für bezirksübergreifende Fachklassen an Berufsschulen und für Förderschulen erhalten bleiben. 

Der Begründung des Referentenentwurfes des 2. Schulrechtsänderungsgesetzes kann entnommen werden, dass eine Aufnahme der Schüler, für die diese Schule nicht die nächstgelegene Schule ist, lediglich im Rahmen der vorhandenen Kapazitäten möglich sein soll. Darüber hinaus soll ein Anspruch auf Erstattung der Schülerfahrkosten nur zur nächstgelegenen Schule bestehen. 

Aus kommunaler Sicht ist die Abschaffung der Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche strikt abzulehnen. Denn den Schulträgern wird das zentrale Steuerungsinstrument für eine gleichmäßige Auslastung der bestehenden Schulraumkapazitäten genommen. Ein Wegfall der Möglichkeit, Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche festzulegen, würde eine geordnete Schulentwicklungsplanung nachhaltig in Frage stellen. Für den Schulträger wäre nicht mehr planbar, inwieweit die einzelne Grundschule ausgelastet ist, weil sich mit der Abschaffung der Schulbezirke und der Schuleinzugsbereiche erhebliche Veränderungen bei dem Schulwahlverfahren ergeben werden.

Den Ansatz, dass der Besuch einer anderen als die nächstgelegene Schule lediglich im Rahmen der bestehenden Aufnahmekapazität möglich ist, könnte man als Entgegenkommen des Landes werten. Die Kapazitätsgrenze wird allerdings bei besonders beliebten Schulen schnell erreicht sein. Wenn das Wahlverhalten der Eltern zugunsten der betreffenden Schulen über mehrere Jahre anhält, wird selbstverständlich Druck auf den Schulträger zum Ausbau dieser Schule entstehen. Langfristig dürfte der politische Druck auf viele Schulträger so groß werden, dass sie bereit sein werden, trotz knapper Finanzkassen eine besonders beliebte Schule auszubauen. Dabei ist besonders problematisch, dass angesichts sinkender Schülerzahlen andere Schulen des Schulträgers in die Existenznot getrieben werden.

Positiv könnte man auch den Umstand werten, dass das Land beabsichtigt, den Schulträgern dadurch entgegenzukommen, dass ein Anspruch auf Übernahme der Schülerfahrkosten nur zur nächstgelegenen Schule bestehen soll. Da nach unserer Einschätzung durch die Abschaffung der Schulbezirke bzw. Schuleinzugsbereiche langfristig Schulschließungen zu erwarten sind, lebt mit jeder Schließung einer wohnortnahen Schule die Verpflichtung des Schulträgers wieder auf, die Fahrtkosten für den Besuch einer weiter entfernten Schule zu übernehmen. 

Problematisch ist, dass einige Fragen überhaupt noch nicht geklärt worden sind. So stellt sich die Frage, ob die Wahlfreiheit an den Gemeindegrenzen enden soll oder ob sie über die Zuständigkeit der Grenze des Schulträgers hinaus gewährt werden soll. Angesichts eines aktuellen Urteils des OVG NRW (Az.: 15 A 378/04) müssen auswärtige und einheimische Schülerinnen und Schüler grundsätzlich gleichbehandelt werden. Der Schulträger ist nach diesem Urteil nicht berechtigt, festzulegen, dass einheimische Schülerinnen und Schüler vorrangig in die örtliche Schule aufgenommen werden. Maßgebliches Steuerungsinstrument – so das OVG NRW – seien die Schuleinzugsbereiche. Werden diese nunmehr abgeschafft, so fehlen den Schulträgern auch im Hinblick auf eine überörtliche Schulentwicklungsplanung jegliche Steuerungsinstrumente.

Anlässlich einer bereits erfolgten Anhörung durch den Ausschuss für Schule und Weiterbildung des Landtages hat die Geschäftsstelle eine Umfrage bei den Mitgliedskommunen zu diesem Thema durchgeführt. Diese kurzfristig durchgeführte Umfrage hatte einen sehr hohen Rücklauf von 239 Antworten. 

Das Ergebnis ist mehr als eindeutig: Annähernd 90 % der Kommunen erwarten durch die Abschaffung der Schulbezirke erhebliche organisatorische Schwierigkeiten und vermeidbare zusätzliche Kosten. Es ist davon auszugehen, dass die betroffenen Schulträger sehr wohl die entstehenden Probleme erkennen und abschätzen können. Viele Schulträger sind sogar noch einen Schritt weiter gegangen, indem sie eine Resolution gegen die Abschaffung der Schulbezirke verabschiedet haben. Die Landesregierung sollte diese „Protestbekundungen“ ernst nehmen und sich hiermit auseinandersetzen.
Angesichts der geschilderten Umstände ist es nur schwer nachvollziehbar, warum gegen den Willen der Schulträger eine derart einschneidende Maßnahme „von oben“ durchgesetzt werden soll, obwohl an verschiedenen Stellen im Referentenentwurf die besondere Bedeutung der Schulträger hervorgehoben wird. Die Landesregierung sollte es vielmehr den Städten und Gemeinden selbst überlassen, ob sie ohne Schulbezirke und Schuleinzugsbereiche auskommen. Diese können am besten beurteilen, ob eine geordnete Schulentwicklungsplanung ohne Schulbezirke möglich ist.
3. Zwerg-Grundschulen
Derzeit können einzügige Grundschulen errichtet werden. Zukünftig sollen zwei Parallelklassen erforderlich sein. Darüber hinaus soll im Schulgesetz festgelegt werden, dass eine einzügige Grundschule nur im Verbund mit einer anderen Schule geführt werden kann. Es entsteht dann ein Grundschulverbund mit einer einheitlichen Schulleitung und einem einheitlichen Kollegium. 

Schulverbünde stellen grundsätzlich ein flexibles Handlungsinstrumentarium dar, um auf zurückgehende Schülerzahlen angemessen reagieren zu können. Allerdings sollten in das gesamte Verfahren die Schulträger viel stärker eingebunden werden. Hierzu enthält der Referentenentwurf leider keine Ausführungen. Auch bei den beabsichtigten Änderungen zu den Zwerg-Grundschulen ist daher eine Einschränkung des kommunalen Handlungsspielraumes festzustellen.

4. Besetzung von Schulleiterstellen

Grundlegende Änderungen sind auch bei dem Verfahren zur Besetzung von Schulleiterstellen durch eine Änderung des § 61 Schulgesetz geplant. Zukünftig soll eine Ausschreibung durch die obere Schulaufsicht erfolgen. Diese hat auch geeignete Bewerber zu benennen. Die Möglichkeit der Schulträger zur Stellenausschreibung soll entfallen. Die eigentliche Wahl erfolgt dann durch die Schulkonferenz, wobei grundsätzlich ein Hausberufungsverbot besteht. Dies hat zur Folge, dass Lehrerinnen und Lehrer aus der betreffenden Schule in der Regel nicht berücksichtigt werden können.

Die vorgesehene Neuregelung des § 61 sieht lediglich ein Vetorecht des Schulträgers gegen einen Kandidaten vor. Allerdings ist hierfür eine 2/3-Mehrheit des Rates erforderlich. Das Ernennungsrecht der Schulleiter soll weiterhin beim Land verbleiben. 

Die vorgesehene Änderung des Schulgesetzes ist eindeutig abzulehnen. Zwar hat sich das bestehende Vorschlagsrecht des Schulträgers in der Praxis als unzureichendes Instrument erwiesen, da es in der Regel nur dann eingreift, wenn 2 Kandidaten gleichen Geschlechts exakt gleich bewertet worden sind. Hierbei handelt es sich um eine Konstellation, die in der Praxis höchst selten vorkommt.

Mit der vorgesehenen Regelung würde das Vorschlagsrecht des Schulträgers jedoch vollständig ausgehöhlt. Insbesondere erscheint das Vetorecht des Schulträgers, das eine 2/3-Mehrheit des Rates erfordert, ein eher theoretisches Instrument zu sein, da diese 2/3-Mehrheit in der Praxis kaum zu realisieren ist.
Die Neufassung des § 61 müsste vielmehr so aussehen, dass das bestehende Vorschlagsrecht des Schulträgers in gestärkter Form erhalten bleibt. Die Geschäftsstelle hat im Rahmen ihrer Stellungnahme zum Schulgesetz vorgeschlagen, dass der Schulträger bereits am Beurteilungsverfahren (sog. Kolloquium) beteiligt werden muss, da hier die entscheidenden Weichen gestellt werden. Hierzu hat es im letzten Jahr bereits Gespräche mit dem damaligen MSJK NRW gegeben. Die Umsetzung dieses sinnvollen Vorhabens steht allerdings noch aus.

Eine Stärkung der Rechte des Schulträgers bei der Besetzung von Schulleiterstellen ist auch deshalb erforderlich, weil der Schulleiter eine immer wichtigere Funktion an der Nahtstelle zwischen Schulträger und Land ausfüllt. Dies gilt umso mehr, wenn sich die Kommune im Sinne einer „erweiterten Schulträgerschaft“ aktiv in die Weiterentwicklung des örtlichen Bildungswesens einbringt. Dann sind mit der Tätigkeit des Schulleiters im erheblichen Umfang auch Schulträgerinteressen berührt. Zu nennen sind hier insbesondere selbständige Schulen, denen die Verwaltung eines Sachmittelbudgets vom Schulträger übertragen worden ist. Zu nennen ist auch die Unterstützung des Schulträgers bei ergänzenden schulischen Angeboten und der Ausbau von Ganztagsangeboten. All diese Entwicklungen erfordern einen größeren Einfluss des Schulträgers auf die Besetzung von Schulleiterstellen. Andernfalls gerät das bislang halbwegs sorgfältig austarierte Verhältnis von Land und Schulträger in eine deutliche „Schieflage“.
Wenn das Land an dem Modell der Wahl des Schulleiters durch die Schulkonferenz festhalten möchte, müssen zumindest die Rahmenbedingungen geändert werden. So muss der Schulträger neben einem Vorschlagsrecht in der Lage sein, seine Zustimmung zu einem ausgewählten Bewerber oder einer ausgewählten Bewerberin zu verweigern. Hierfür muss allerdings eine einfache Mehrheit ausreichen. Die Festlegung einer 2/3-Mehrheit erscheint völlig überzogen. In der Kommunalverfassung gibt es ein vergleichbares Quorum nur für die Abwahl des Bürgermeisters bzw. vom Beigeordneten. In allen anderen Fällen kommunaler Entscheidungen – auch von größerer Tragweite als die Wahl eines Schulleiters – reicht eine einfache Mehrheit.

Darüber hinaus sollte das Land das Hausberufungsverbot auflockern. Wenn bestimmte Pädagogen sich an einer Schule verdient gemacht haben, erscheint es wenig sinnvoll, dass diese erst an einer anderen Schule tätig werden müssen, bevor sie an jener Schule Schulleiter werden können. Hier sind flexiblere Regelungen erforderlich. Insbesondere im Grundschulbereich und im Bereich der Hauptschulen ist es in der Regel schwer, überhaupt Kandidaten für die Schulleitungsfunktion zu finden. Hier sog. „Inhouse-Bewerbungen“ auszuschließen, würde dazu führen, dass sich noch weniger Kandidaten als bislang auf die Stellen bewerben werden.

5. Verbundschulen
Der Städte- und Gemeindebund NRW hat sich seit Jahren für die Zulässigkeit von Verbundschulen ausgesprochen. Wir haben es daher durchaus als Erfolg verbucht, dass seit dem Inkrafttreten des Schulgesetzes (§ 83 Schulgesetz) im Jahr 2005 Verbundschulen in jedweder Kombination zulässig sind. 
Mit der beabsichtigten Neufassung des § 83 soll allerdings die Möglichkeit, Schulen im Verbund zu führen, erheblich eingeschränkt werden. Im Wesentlichen wird sie auf Hauptschulen und Realschulen sowie auf Hauptschulen und Gesamtschulen in der Sekundarstufe I beschränkt. Darüber hinaus soll für jeden Schulverbund die Genehmigung des Schulministeriums erforderlich sein.

Insbesondere vor dem Hintergrund der demografischen Entwicklung ist eine solche Einschränkung abzulehnen. Nach den uns vorliegenden Informationen liegt derzeit der Anteil der Hauptschüler in Nordrhein-Westfalen bei rd. 292.000. Bis zum Jahr 2020 wird dieser Anteil der Hauptschüler auf 192.000 zurückgehen. Eine vergleichbare Entwicklung wird sich auch in der Realschule vollziehen, wo die Schülerzahl von 346.000 auf 256.000 zurückgehen wird. Auch an Gymnasien ist mit einem Rückgang der Schülerzahl von derzeit 572.000 auf 410.000 zu rechnen. 

Angesichts dieser Umstände sind in vielen Kommunen erhebliche Veränderungen beim Schulangebot zu erwarten. Bis zum Jahr 2020 werden vielerorts Schulschließungen unvermeidlich sein. Da die Schulträger jedoch ein Interesse haben, das Schulangebot nach Möglichkeit aufrechtzuerhalten, sind flexible Instrumente wie Verbundschulen dringend notwendig. 

Eine Einschränkung der Möglichkeit, Verbundschulen zu schaffen, ist kein Mittel zur Lösung der bevorstehenden Entwicklung. Insbesondere ist nicht nachvollziehbar, warum sich das Ministerium das Entscheidungsrecht für die Genehmigung einer Verbundschule nunmehr ausdrücklich vorbehält. Dies wird man wohl als Beleg dafür werten müssen, dass das MSW NRW Verbundschulen grundsätzlich vermeiden möchte.

5. Lernmittel für ALG II-Empfänger

Konkret ist geplant, dass sämtliche ALG II-Empfänger von der Verpflichtung zur Zahlung des Eigenanteils befreit werden. Gegenüber der alten Rechtslage, wonach Sozialhilfeempfänger von der Verpflichtung zur Zahlung des Eigenanteils befreit waren, ergibt sich eine erhebliche zusätzliche kommunale Belastung. Nach Einschätzung der Geschäftsstelle beträgt diese jährlich mindestens 5 Mio. Euro jährlich. 

In dem Referentenentwurf sind keine Ausführungen dazu enthalten, wie sich das Land auf der Grundlage des Konnexitätsprinzips einen Kostenausgleich vorstellt. Das Schulministerium hat in den bisherigen Gesprächen bereits darauf hingewiesen, dass ein Kostenausgleich nicht durch zusätzliche Landesmittel erfolgen könne, weil hierfür offenbar keine zusätzlichen Mittel zur Verfügung stehen.

Der Ausgleich soll vielmehr durch eine Verlängerung der bis zum Jahr 2008 festgelegten Befristung des Elternanteils von 49 % herbeigeführt werden. Zu ihrer Information: Mit dem kommunalen Entlastungsgesetz 2002 sind die Durchschnittsbeträge bei den Lernmitteln unbefristet um rd. 30 % angehoben worden. Um keine zusätzliche Belastung der Schulträger herbeizuführen, ist der Elternanteil bis zum Jahr 2008 auf 49 % festgelegt worden. 
Das MSW NRW erwägt sogar eine Kompensation der Schulträger durch eine Herabsetzung des Elternteils auf 40 % ab dem Jahr 2008, weil es in der dauerhaften Festlegung des Elternanteils auf 49 % eine Überkompensation sieht. Dann würde die Entlastung letztlich durch eine gesetzliche Regelung herbeigeführt, die zu einer erheblichen zusätzlichen Belastung der Schulträger führt. 

So stellen wir uns einen Kostenausgleich nach dem Konnexitätsprinzip nicht vor. Das Land muss vielmehr „frisches Geld“ in die Hand nehmen, wenn sämtliche ALG-II-Empfänger von dem Eigenanteil bei den Lernmitteln befreit werden sollen.
Angesicht der nur begrenzt zur Verfügung stehenden Zeit ist es leider nicht möglich, auf sämtliche schulträgerrelevanten Änderungen, wie etwa das Vorziehen des Einschulungsstichtages und die beabsichtigten Veränderungen bei den Gymnasien, einzugehen.

6. Fazit

Als Fazit bleibt allerdings festzuhalten, dass das Schulgesetz durchaus positive Ansätze zur Verbessung des Schulsystems enthält. Allerdings wird der Entwurf nicht dem Anliegen der Landesregierung gerecht, den kommunalen Handlungsspielraum zu erweitern. Vielmehr wird der Handlungsspielraum der Schulträger mit dem Entwurf deutlich eingeschränkt. Dies hat auch der Schul-, Kultur- und Sportausschuss des StGB NRW in seiner letzten Sitzung am 16. Februar 2006 in Dortmund eindeutig festgestellt.

Im Hinblick auf Schulträgerrechte ist der Entwurf eher als Rückschritt zu werten. Ingesamt drängt sich der Eindruck auf, dass die Landesregierung die Schulträgerschaft auf die bloße Sachaufwandsträgerschaft zurückführen möchte. Die Städte und Gemeinden möchten aber nicht nur „Zahlmeister“ für ihre Schulen sein, sondern sich aktiv in das örtliche Schulwesen einbringen. 
Hierfür sind allerdings Steuerungsinstrumente erforderlich, wie etwa 
· Schulbezirke festlegen zu können, 
· Verbundschulen in jedweder Form errichten zu können und
· auf die Besetzung von Schulleiterstellen nicht unerheblichen Einfluss zu haben.

Es ist zu hoffen, dass es im Rahmen der Beratungen im Landtag noch zu kommunalfreundlicheren Regelungen kommen wird.
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